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VERHANDLUNGSSCHRIFT 
 

über die Sitzung des Gemeinderates der Gemeinde Haibach ob der Donau am  

Mittwoch, den 14. September 2016 in Kirchenplatz 4, Gemeindesitzungszimmer. 

 

Anwesende: 

 
1. Bürgermeister Franz Straßl als Vorsitzender 
2. Vizebürgermeister Andreas Hinterberger 
3. GV Ing. Alexander Gaisbauer  
4. Carina Hinterhölzl 
5. Ing. Josef Habringer  
6. Ing. Mag. Markus Augdoppler 
7. Ing. Johannes Kaindlstorfer 
8. Stefan Dieplinger 
9. Ing. Franz Kaltseis 
10. Thomas Pusch 
11. Roswitha Dieplinger  
12. GV Erwin Schönhuber 
13. Helmut Hinterberger 
14. Claudia Nürnberger 
15. Michael Hofer 
16. Ing. Jürgen Baumann 
17. Markus Gahleitner 
 
 

Ersatzmitglieder: 
18. Ing. Franz Straßl für Michael Pecherstorfer 
19. Alfred Gaisbauer für GV Werner Baschinger 

 
 

Der Leiter des Gemeindeamtes (§ 66 Abs. 2 O.ö. GemO. 1990):    AL Thomas Peitl 

Fachkundige Personen (§ 66 Abs. 2 O.ö. GemO. 1990):  
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Es fehlen: 

 

entschuldigt:       unentschuldigt:  
Michael Pecherstorfer 
Werner Baschinger 
 

Der Schriftführer (§ 54 Abs. 2 O.ö. GemO. 1990): AL Thomas Peitl 

 

 

Der Vorsitzende eröffnet um 20.00 Uhr die Sitzung und stellt fest, dass 

a) die Sitzung von ihm einberufen wurde; 
b) die Verständigung hierzu erging am 6. September 2016 zeitgerecht an alle Mitglieder unter 

Bekanntgabe der Tagesordnung; 
c) die Abhaltung der Sitzung durch Anschlag an der Amtstafel am gleichen Tage öffentlich  
      kundgemacht wurde; 
d) die Beschlussfähigkeit gegeben ist; 
e) dass die Verhandlungsschriften über die Sitzung vom 8. Juni 2016 bis zur heutigen Sitzung während 

der Amtsstunden im Gemeindeamt zur Einsicht aufgelegen sind, während der Sitzung noch zur 
Einsicht aufliegen und gegen diese Verhandlungsschriften bis zum Sitzungsschluss Einwendungen 
eingebracht werden können. 
 

 
 

T a g e s o r d n u n g: 
 

siehe beiliegende Verständigung und Kundmachung 
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TOP 1 GEMEINDEGREMIEN 
 

a) Bericht über die Prüfungsausschusssitzung vom 1.9.2016 
 

BERICHT DES VORSITZENDEN: 
 

Der Vorsitzende berichtet, dass am 1. September 2016 eine Prüfungsausschusssitzung stattgefunden 
hat, in der die Themen Jugendtaxi und Schnupperticket geprüft wurden. Er ersucht Obmann Helmut 
Hinterberger um seinen Bericht. 
 
Obmann Helmut Hinterberger berichtet, dass das Jugendtaxi mit Gemeinderatsbeschluss vom 
26.3.2009 probeweise eingeführt und mit 10 Fahrten pro Jahr und einem Zuschuss von € 4,00 pro Fahrt 
limitiert wurde. Die Aktion gilt für Jugendliche im Alter von 16-20 Jahre. 
Mit Schreiben vom 31.8.2009 sicherte LR DI Haider eine Förderung von 50 % zu. 

In den folgenden Jahren wurde die Aktion Jugendtaxi jeweils befristet verlängert, die Limitierung auf 10 

Fahrten wurde aufgehoben. 

Mit GR-Beschluss vom 16.9.2015 wurde die Aktion schließlich unbefristet verlängert.  

 

In den Jahren 2009 bis einschließlich 1. Halbjahr 2016 wurden insgesamt 2.575 Fahrten durchgeführt. 

An die Jugendlichen wurden € 10.300,- ausbezahlt. Die Gemeinde hat eine Förderung von € 4.940,- 

vom Land OÖ. erhalten. 

 

Auf Grund der Förderung liegen die tatsächlichen Kosten der Gemeinde bei 50 % der ausbezahlten 

Zuschüsse. 

Die Erfahrungen mit dem Jugendtaxi sind generell sehr positiv. 

Die Landeszuschüsse werden aus den Einnahmen für die Wunschkennzeichen finanziert. 

Der Prüfungsausschuss ist einhellig der Meinung, dass die Aktion einen Beitrag zur Verkehrssicherheit 

für unsere Jugendlichen leistet und insbesondere die sogenannten „Disco-Unfälle“ verhindert und spricht 

sich dafür aus, dass die Aktion beibehalten wird. 

 
 
Das Schnupperticket wurde mit Gemeindevorstandsbeschluss vom 18.5.2010 eingeführt. 

Die Kosten für die Monatskarte lagen 2010 bei € 100,80. Die Gebühr, die für eine einmalige Nutzung 

verrechnet wurde, lag bei € 3,-. Die Aktion wurde jährlich verlängert. Im Jahr 2014 wurde die 

Nutzungsgebühr ab 1.1.2015 auf € 7,- erhöht was offensichtlich kontraproduktiv war, weil es zu einer 

massiven Verringerung der Nutzung und sogar zu einer Verringerung der Einnahmen führte. 

Am 16.9.2015 hat der Gemeinderat die Einstellung der Aktion per 31.12.2015 beschlossen. 

 

Summe Abgänge 2010-2015:    € 4.325,- 

Abzüglich Landesförderung 2011  - €    303,- 

Abzüglich Förderung Klimafonds 2014 - € 1.011,- 

Gemeindeanteil an den Gesamtkosten:      €  3.011,-  = 43 % 

 

Festzustellen ist, dass das Schnupperticket nie den eigentlichen Zweck erfüllt hat, Haibacher zum 

Umstieg vom Auto auf öffentliche Verkehrsmittel zu motivieren. Es wurde überwiegend von einer relativ 

kleinen Anzahl von Personen benutzt. Dabei hat es sich vorwiegend um Pensionisten gehandelte, die 

über das Jahr gerechnet mit einer Seniorenkarte zu vergleichbar günstigen Konditionen fahren könnten.  

Die Mitglieder des Prüfungsausschusses vertreten die Ansicht, dass die Fahrt mit dem öffentlichen 

Verkehrsmittel nach Linz für Berufstätige keine realistische Alternative ist, weil die Fahrten zu lange 

dauern und in den meisten Fällen darüber hinaus die Arbeitsplätze nicht in der Nähe der Haltestellen 
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liegen und daher innerhalb von Linz noch zusätzlich Zeit und Kosten für den Weg zum Arbeitsplatz nötig 

wären. 

 
 
 
ANTRAG DES VORSITZENDEN: 
 

Der Vorsitzende stellt den Antrag, den Bericht von Prüfungsausschussobmann Helmut Hinterberger zur 
Kenntnis zu nehmen.  

 

BESCHLUSS: 
 

Der Antrag des Vorsitzenden wird von den Mitgliedern des Gemeinderates durch Erheben der Hand 
einstimmig beschlossen. 
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TOP 1 GEMEINDEGREMIEN 
 

b) Bericht über die Bauausschusssitzung vom 7.9.2016 
 

BERICHT DES VORSITZENDEN: 
 

Der Vorsitzende berichtet, dass am 7. September 2016 eine Bauausschusssitzung stattgefunden hat 
und ersucht Obmann Andreas Hinterberger um seinen Bericht. 
 
Bauausschussobmann Andreas Hinterberger berichtet, dass bei dieser Sitzung zu TOP 1 auch alle 
Grundbesitzer der neuen Siedlung Haibach Süd eingeladen wurden. 16 Personen sind der Einladung 
gefolgt. Im Juni wurde in den Gemeindenachrichten ausgeschrieben, dass für die neue Siedlung 
Haibach Süd ein Straßenname gesucht wird. Gleichzeit wurden die Grundanrainer angeschrieben und 
um Vorschläge für einen neuen Straßennamen ersucht. Es sind ca. 20 Vorschläge eingelangt. Alle 
Anwesenden hatten die Möglichkeit von den vorliegenden Namen zwei Vorschläge anzukreuzen. Dabei 
kam folgendes Ergebnis zustande: 
 
Im Kleefeld  11 Nennungen 
Südhang      8 Nennungen 
Am Südhang      7 Nennungen 
Panoramastraße   2 Nennungen 
Sandgrube    1 Nennung 
Südblick    1 Nennung 
 
 
Weiters wurde das Thema Breitbandanschluss behandelt. In der neuen Siedung Im Kleefeld wurde von 
der Energie AG bereits ein Plan über die Erdverkabelung der Stromleitung erstellt. Hier soll auch eine 
Leerverrohrung für den Breitbandanschluss mitverlegt werden.  
Auch im restlichen Bereich von Haibach sollte ein Breitbandanschluss möglich sein. Es ist beabsichtigt, 
eine Umfrage zu starten, wo erhoben werden soll, wer einen Breitbandanschluss benötigen würde.  
 
In Haibach soll im November wieder ein Energiesparabend stattfinden. Er hat bereits mit Ing. Pölzlberger 
Kontakt aufgenommen, wobei das Thema Altbausanierung angesprochen werden soll.  
 
An Dr. Neuhuber wurde ja der Auftrag erteilt, neue Bohrpunkte für eine zukünftige Erweiterung der 
Wasserversorgung zu suchen. Es liegt nun eine Studie vor, wo 4 mögliche Standorte für eine Bohrung 
gefunden wurden. Ing. Sandberger soll nun beauftragten werden Erkundigungen einzuholen, wie es mit 
einem Anschluss bei St. Agatha aussehen würde. Sollte dies nicht möglich sein, müsste über die 
vorhandenen möglichen Standorte diskutiert werden.  
 
Unter Allfälliges wurde über den Kanalbau in der Landesstraße gesprochen. Hier wird Mitte Oktober die 
Straßenmeisterei Peuerbach mit der Sanierung der Landesstraße beginnen. Zeitgleich sollen hier die 
Wasser- und Kanalleitungen durch die Gemeinde saniert werden. Die neue Siedlungsstraße Im Kleefeld 
soll als provisorische Umleitung in den Ort Haibach dienen.  
 
Das neue Fahrzeug der Freiwilligen Feuerwehr Haibach wurde nun in den Dienst gestellt. Die Kosten 
betragen ca. € 157.000,-. € 116.640,- werden mit Bankdarlehen der Gemeinde, LFK-Zuschuss und BZ-
Mittel aufgebracht. Den Rest muss die Feuerwehr beisteuern.  
 
Ein weiteres Thema war die Errichtung einer Telekommunikationsanlage. Die Fa. Gansch Engineering 
hat im Auftrag der Telekom eine Standortanfrage an die Gemeinde gerichtet, wo in Haibach ein neuer 
Masten aufgestellt werden könnte. Der Ausbau der Technologie LTE soll vorangetrieben werden. Es soll 
nun eine Rückfrage an die Fa. Gansch Engineering gestellt werden, wie derzeit der Stand der Technik in 
Haibach ist und um wieviel ein Masten Verbesserung bringen würde. 
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BERATUNG: 
 
Alfred Gaisbauer fragt, ob es bezüglich der Telekommunikationsanlage schon eine Auskunft bezüglich 
Strahlenbelastung gibt. Dies wird vom Obmann verneint. 
Der Vorsitzende sagt, dass bei einem schlechten Empfang die Handys mehr saugen als bei einem guten 
Empfang. 
 
Helmut Hinterberger sagt, dass beim Firmenfunk der Sendemaste in St. Martin steht und er in Haibach 
mit dem Funkgerät einen sehr guten Empfang hat. 
 
Ing. Mag. Markus Augdoppler sagt, dass sich in den letzten Jahren sehr viel getan hat. Er ist der 
Meinung, dass ein gutes Netz zur Infrastruktur einer Gemeinde gehört. Personen die Zuhause mobil 
arbeiten möchten und auch Firmen muss ein schnelles Internet angeboten werden. LTE ist in Haibach 
teilweise verfügbar. Fakt ist, dass ein schlechter Empfang in Bezug auf die Strahlenbelastung das 
schlechteste ist, da das Handy dann auf volle Sendeleistung schalten muss. Es wäre daher von Vorteil, 
wenn es hier eine volle Abdeckung geben würde. A1 setzt auf LTE-Technologie und wird daher kein 
Telefonkabel mehr verlegen.  
 
Ing. Alexander Gaisbauer ist der Meinung, dass es wichtig ist, dass die Firma entsprechende Daten an 
die Gemeinde liefert.  
 
Ing. Johannes Kaindlstorfer sagt, dass der Bedarf an einer guten Verbindung bei der Jungen Generation 
steigen wird. Bei der neuen Technologie LTE müssen die Masten jedoch enger gestellt werden. Im 
Himmelreich ist auch voller LTE Empfang möglich. 
 
Michael Hofer sagt, dass sowohl der Indoorwert als auch der Ausdoorwert besser werden müssten.  
 
Ing. Mag. Markus Augdoppler ist der Meinung, dass jetzt die Situation bezüglich Förderungen für 
Leerverrohrungen sehr gut ist und daher genützt werden sollte. Die neuen Hausbauer sollten darauf 
aufmerksam gemacht werden, dass sie von der Grundgrenze bis zu ihrem Haus auch eine 
Leerverrohrung verlegen sollten.  
 
Der Vorsitzende berichtet, dass bei den letzten Grabungen bereits Leerrohre mitverlegt wurden. 
 
 
 
 
 
ANTRAG DES VORSITZENDEN: 
 

Der Vorsitzende stellt den Antrag, den Bericht von Bauausschussobmann Andreas Hinterberger zur 
Kenntnis zu nehmen.  

 

BESCHLUSS: 
 

Der Antrag des Vorsitzenden wird von den Mitgliedern des Gemeinderates durch Erheben der Hand 
einstimmig beschlossen. 
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TOP 02 BAU-, STRASSENBAU- und 
FLÄCHENWIDMUNGSPLANANGELEGENHEITEN  

 
 

a) Bebauungsplan Nr. 16 „Haibach Süd“ - Beschlussfassung 
 

 

BERICHT DES VORSITZENDEN: 
 

Der Vorsitzende berichtet, dass bei der Gemeinderatssitzung am 8. Juni 2016 bereits ein Beschluss 
über den Bebauungsplan Nr. 16 „Haibach Süd“ gefasst wurde. Im Rahmen des 
Genehmigungsverfahrens wurde vom Land OÖ. festgestellt, dass die Neuerstellung eines 
Bebauungsplanes vor der Beschlussfassung durch den Gemeinderat gemäß § 33 Abs. 3 Oö. 
Raumordnungsgesetz 1994 idgF. kundzumachen ist. Diese Kundmachung ist bei Änderungen nicht 
erforderlich, sondern nur bei Neuerstellung eines Bebauungsplanes. Eine Kundmachung wurde leider 
übersehen, weshalb heute der Bebauungsplan Nr. 16 „Haibach Süd“ nochmals beschlossen werden 
muss. 

Die Kundmachung ist nun in der Zeit vom 4. Juli 2016 bis 3. August 2016 an der Amtstafel angeschlagen 
gewesen. Anregungen und Einwendungen wurden jedoch nicht vorgebracht. 

 

Folgende Stellungnahmen liegen vor:  

Netz OÖ., vom 20.4.2016 – keine Einwände 

Land OÖ., Abt. Raumordnung vom 25.5.2016 – kein Einwand – Der Begriff „Vollgeschoss“ ist nicht mehr 
gültig und zu adaptieren (z.B. Geschossbegriff nach Bau TG 2013). 

Land OÖ., Abt. Gesamtverkehrsplanung und öffentlicher Verkehr vom 9.5.2016 – kein Einwand 

Land OÖ., Abt. Straßenneubau und –erhaltung vom 29. 4.2016 – kein Einwand 

Land OÖ., Regionsbeauftragter für Natur- und Landschaftsschutz vom 13.5.2016 – kein Einwand 

Land OÖ., Abt. Grund- und Trinkwasserwirtschaft vom 23.5.2016 – kein Einwand 

 

 

 

ANTRAG DES VORSITZENDEN: 
 

Der Vorsitzende stellt den Antrag, den Bebauungsplan Nr. 16 „Siedlung Haibach Süd“, mit der Änderung 
der Begriffsbestimmung, zu beschließen.  

 

BESCHLUSS: 
 

Der Antrag des Vorsitzenden wird von den Mitgliedern des Gemeinderates durch Erheben der Hand 
einstimmig beschlossen. 
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TOP 02 BAU-, STRASSENBAU- und 
FLÄCHENWIDMUNGSPLANANGELEGENHEITEN  

 
 

b) Flächenwidmungsplan Nr. 3, Änderung Nr. 21 „Hinterberg“ und Örtliches 
Entwicklungskonzept Nr. 1, Änderung Nr. 8 – Beschlussfassung 

 

 

BERICHT DES VORSITZENDEN: 
 
 
Der Vorsitzende berichtet, dass der Gemeinderat in seiner Sitzung vom 31. März 2016 den 
Grundsatzbeschluss zur Einleitung der Flächenwidmungsplanänderung Nr. 21 „Hinterberg“ und des 
Örtlichen Entwicklungskonzeptes, Änderung Nr. 8 beschlossen hat. Die Stellungnahmenfristen sind am  
28. Juni 2016 bzw. 26. Juli 2016 (öffentliche Dienststellen) ausgelaufen.  
 
Der Vorsitzende sagt, dass alle negativen Stellungnahmen den Mitgliedern des Gemeinderats bereits 
vollinhaltlich zur Kenntnis gebracht wurden. Er ersucht den Schriftführer zu den einzelnen 
Stellungnahmen nochmals eine Kurzzusammenfassung zu verlesen und dazu die vorbereitete 
Stellungnahme des Gemeinderates. 
 
Schriftführer AL Thomas Peitl verliest nun folgendes: 
 
Netz OÖ., vom 6.6.2016 – kein Einwand 
 
 
Land OÖ., Abt. Grund- und Trinkwasserwirtschaft vom 4.7.2016 – kein Einwand 
Eine geringe Oberflächenwassergefährdung (Hangwasser) bei Starkregenereignissen ist bei der 
Bauverhandlung zu berücksichtigen. 
 
 
Ing. Andreas Straßl und Mag. Christina Sandberger vom 19.6.2016 – Einwendung 
Die Umwidmung wurde bereits im Jahr 2011 beantragt und negativ beurteilt. 
Die damaligen Stellungnahmen haben unserer Ansicht nach heute noch Gültigkeit. 
Konflikte durch Musik und Feuerwerk usw. durch die Hoamat würden die näher liegenden geplanten 
Objekte noch weiter beeinträchtigen. Außerdem bestehen im betroffenen Bereich zwei aktive 
Landwirtschaften. Ein öffentliches Interesse ist für uns generell nicht nachvollziehbar. Problem der 
Oberflächenwässer. Neues Bauland wurde bereits geschaffen, bestehende Baulücken sind vorhanden. 
 
Zur Stellungnahme der Nachbarn Ing. Andreas Straßl und Mag. Christina Sandberger: 
 
Siehe fachliche Beurteilung betreffend Stellungnahme zur Abteilung Raumordnung. 
 
Zum Konfliktpotential aufgrund Lärm, Musik und Feuerwerke wird hingewiesen, dass der Abstand wie 
bereits bei den bestehenden Gebäuden gleichbleibend ist. 
Außerdem wird durch die rechtskräftige Flächenwidmungsplan-Änderung Nr. 3.20 die Möglichkeit 
geschaffen im südlichen Bereich des Areals des Ausflugsgasthauses Chalets zu errichten, die eine 
gewisse zusätzliche Abschirmung von Lärmemissionen mit sich bringen. 
Lärmentwicklung breitet sich grundsätzlich unter 30-45 Grad nach oben aus. 
 
Bezüglich der angesprochenen Oberflächenwässer wird auf die Stellungnahme der Abt. Grund- und 
Trinkwasserwirtschaft verwiesen. Der Gewässerbezirk Grieskirchen weist darauf hin, dass eine geringe 
Oberflächenwassergefährdung (Hangwasser) insbesondere im Falle von Starkregenereignissen bei der 
Bauverhandlung zu berücksichtigen ist.  
 
Bezüglich der beiden landwirtschaftlichen Objekte wird festgehalten, dass die Familie Pirifellner einen 
land- und forstwirtschaftlichen Betrieb mit Viehhaltung bewirtschaftet. Die Familie Pirifellner hat mit 
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Schreiben vom 12. September 2016 mitgeteilt, dass Sie keinen Einwand gegen die Änderung des 
Flächenwidmungsplanes und des Örtlichen Entwicklungskonzeptes erhebt.  
Soweit uns bekannt ist, besitzt der Betrieb Straßl derzeit keine Viehhaltung mehr.  
 
Bei der im Jahr 2011 angesprochenen Umwidmung wurde auch mit Schreiben vom 24.3.2011 von Herrn 
Wilhelm Straßl gemeinsam mit der Familie Pirifellner ein Umwidmungsantrag gestellt. Es hätte auch der 
Bereich des Bauernhauses Hinterberg 1 und eine Teilfläche der Parzelle 743 in Dorfgebiet umgewidmet 
werden sollen, da die Tochter gerne in Haibach bauen wollte. 
 
Die Ortschaft Hinterberg befindet sich in der „Gelben Linie“. Darum wurde im Jahre 2012 die Ortschaft 
Hinterberg an den Kanal angeschlossen. Hier wurde auch ein Pumpwerk errichtet.  
Ein öffentliches Interesse seitens der Abgangsgemeinde Haibach ob der Donau wird damit begründet, 
dass durch die vorhandene Infrastruktur (Wasser- und Kanalleitungen) weitere Anschlussgebühren bzw. 
laufende Gebühren eingehoben werden können. Immerhin hat dieses Projekt Kosten von ca. € 214.000,- 
erfordert. 
Bezüglich der offenen Baulücken handelt es sich um alte Widmungen, die derzeit laut Eigentümer nicht 
verfügbar sind.  
Bezüglich der neuen Siedlung „Haibach Süd“ ist anzumerken, dass von den 15 Bauparzellen innerhalb 
von ein paar Monaten bereits 10 verkauft wurden. Dies zeigt auf, dass in Haibach ein dringender Bedarf 
an weiteren Baugründen besteht.  
 
 
 
 
 
 
 
Land OÖ. Direktion für Landesplanung, wirtschaftliche und ländliche Entwicklung DI Mandlbauer 
vom 5.7.2016 – Einwendung 
Teilflächen sind von der Regionalen Grünzone betroffen. Baulandneuausweisungen sind zur zulässig, 
wenn sich dadurch eine Verbesserung der Baulandstruktur oder zu einem Siedlungsabschluss kommt 
und die Funktion der Regionalen Grünzone nicht wesentlich beeinträchtigt wird. 
Gemäß § 9 Abs. 1 des Reg.ROP Eferding hat Bauland schwerpunktmäßig in überörtlichen und örtlichen 
Siedlungsschwerpunkten zu erfolgen. Als Schwerpunkte kann aufgrund der Versorgungs-
Erschließungsqualität nur der Hauptort Haibach sein. Aufgrund der angedachten Größe, sowie der 
mangelhaften infrastrukturellen Versorgungsqualität widerspricht die Änderung der überörtlichen 
Raumordnung. 
 
 
Zur Stellungnahme der Direktion für Landesplanung, wirtschaftliche und ländliche Entwicklung 
DI Mandlbauer: 
 
Eine Beeinträchtigung der Regionalen Grünzone kann aus Sicht des Ortsplaners Architekt Dipl.-Ing. 
Erich Deinhammer und der Gemeinde nicht nachvollzogen werden, da die regionale Grünzone nur in 
einem kleinen Bereich betroffen ist und die äußeren Begrenzungen durch bestehende Objekte begrenzt 
werden.  
Gemäß § 9 Abs. 1 des Reg. ROP Eferding würde nur der Hauptort Haibach als siedlungsmäßiger 
Schwerpunkt betrachtet werden, wobei wie bereits angeführt die Dörfer moderat unter vor angeführten 
Voraussetzungen weitergeführt werden sollen. 
 
Zur angesprochenen Neuwidmung (RO-R-311997/5-2015) wird festgehalten, dass von den 15 
Bauparzellen innerhalb kürzester Zeit bereits 10 verkauft wurden. Es ist daher festzustellen, dass nach 
wie vor ein dringender Bedarf an neuen Bauparzellen besteht. Einerseits um der Abwanderung der 
Haibacher Jugend entgegenzuwirken und andererseits auswärtige Interessenten nach Haibach zu 
bringen. Damit kann auch der Betrieb von Kindergarten und Volksschule für die Zukunft gesichert 
werden. 
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Land OÖ., Abt. Land- und Forstwirtschaft vom 5.7.2016, DI Angerer – Einwendung 
 
Durch Sternchenwidmung wird zum Ausdruck gebracht, dass es sich um eine Splittersiedlung handelt. 
Durch Ausweisung Dorfgebiet im agrarisch geprägten Raum kommt es zu Nutzungskonflikten. Eine 
Beeinträchtigung der räumlichen Entwicklung von Betrieben wie auch Beeinträchtigung der 
Bewirtschaftung ist zu rechnen. Eine Verschlechterung bei betrieblichen Abläufen, insbesondere 
Tierhaltung und Betriebsumstellungen können nicht oder nur unter beschwerten Bedingungen erfolgen. 
Durch Baulandschaffung wäre eine Abtrennungsmöglichkeit des Wohnhauses/Auszugshauses im 
Grünland vom Hof möglich. Umwidmung kann nicht zugestimmt werden.  
 
 
Zur Stellungnahme der Abt. Land- und Forstwirtschaft, DI Angerer: 
 
Die zwei Sternchenbauten (*16, *17) wurden, wie bei der Abt. Raumordnung beschrieben, aufgrund 
mangelnder Infrastruktur aus dem damaligen Dorfgebiet herausgenommen. 
Die neu geplante Dorfgebietsausweisung reicht nicht näher an die Landwirtschaft heran, als die bereits 
bestehenden Wohnhäuser. 
 
Bezüglich der beiden landwirtschaftlichen Objekte wird festgehalten, dass die Familie Pirifellner einen 
land- und forstwirtschaftlichen Betrieb mit Viehhaltung bewirtschaftet. Die Familie Pirifellner hat mit 
Schreiben vom 12. September 2016 mitgeteilt, dass Sie keinen Einwand gegen die Änderung des 
Flächenwidmungsplanes und des Örtlichen Entwicklungskonzeptes erhebt.  
Soweit uns bekannt ist, besitzt der Betrieb Straßl derzeit keine Viehhaltung mehr.  
 
 
 
 
 
 
 
Land OÖ., Regionsbeauftragter für Natur- und Landschaftsschutz vom 5.7.2016, DI Kornhuber – 
Einwendung 
Umwidmung kann nicht zugestimmt werden, da durch die Erweiterung von landw. Gen. Gebäuden bzw. 
Sternchenbauten neues Bauland im agrarisch geprägten Raum geschaffen wird. Bebauung wäre 
weiterhin einsichtig und aufgrund der Geländekuppe nördlich der gegenständlichen Fläche ist kein 
Bezug zum Hauptort gegeben.  
 
Zur Stellungnahme des Regionsbeauftragten für Natur- und Landschaftsschutz – DI Kornhuber: 
 
Die weithin einsichtige Lage, wie in der Stellungnahme angesprochen, kann aus Sicht der Gemeinde 
und des Ortsplaners nicht ganz nachvollzogen werden, da bereits 2 Wohnhäuser vorhanden sind und im 
südlichen Teil ein Auszugshaus errichtet wurde. 
Der Bezug zum Hauptort ist gegeben, der tägliche Bedarf wird dort gedeckt. 
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Land OÖ., Abt. Raumordnung vom 12.7.2016, DI Maieron – Einwendung 
Bereits im Jahre 2011 wurde ein Verfahren zur Baulandschaffung negativ beurteilt. Widmungswunsch 
entspricht nicht den Bestimmungen des OÖ. ROG 1994, wonach eine Baulandschaffung in agrarisch 
dominierten Bereich bzw. die Erweiterung eines bestehenden Siedlungssplitters in isolierter Lage klar 
nicht mit den Zielsetzungen des ROG zu vereinbaren ist. Zudem widerspricht die Planung dem § 9 Abs. 
1 als auch dem § 10 Abs. 1 des ROG Region Eferding. Begründung des öffentlichen Interesses, als 
alleiniges Vorhandensein der techn. Infrastruktur kann aus fachlicher Sicht nicht nachvollzogen werden. 
 
 
Zur Stellungnahme der Abt. Raumordnung, DI Maieron: 
 
Die Ortschaft Hinterberg ist als dörfliche Ansiedlung zu betrachten und war bereits im 
Flächenwidmungsplan Nr. 2 als Dorfgebiet ausgewiesen. 
 
Hauptsächlich aufgrund der damaligen fehlenden Infrastruktur wurden bei der Überarbeitung zum 
Flächenwidmungsplan Nr. 3 die bestehenden Widmungen „Dorfgebiet“ in landwirtschaftlich genutzte 
Fläche übertragen und die 2 Wohnobjekte als „Bestehende Wohngebäude im Grünland“ ausgewiesen. 
 
Zu § 9 Abs. 1 und § 10 Abs. 1 Raumordnungsprogramm für die Region Eferding wird festgestellt, dass 
im vorliegendem Fall der § 10 Abs. 2 anzuwenden ist. 
Auszug aus dem Raumordnungsprogramm Region Eferding § 10 Abs. 2 
(2) Abweichend von § 10 Abs. 1 ist anschließend an der Grenze zwischen gewidmetem Bauland und 
den im Verordnungsplan, Anlage 2 ausgewiesenen Regionalen Grünzone die Neuwidmung von Bauland 
in den Regionalen Grünzonen dann zulässig, wenn es dadurch zu Verbesserungen der 
Bebauungsstruktur oder des Siedlungsabschlusses kommt, und die Funktionen der Regionalen 
Grünzone gem. § 7 Abs. 1 nicht wesentlich beeinträchtigt werden. 
 
Die Flächenwidmungsplanänderung stellt eine Verbesserung der Bebauungsstruktur bzw. des 
Siedlungsabschlusses dar. Die fingerförmige Entwicklung der Sternchenbauten wird durch die 
Neuwidmung abgerundet und es entsteht daher ein kompakter Siedlungskörper. 
Die Funktion der Regionalen Grünzone wird nach § 7 Abs. 1 nicht wesentlich beeinträchtigt. 
Es wird weder die 

1.) ökologische Wertigkeit und die von ihnen geleisteten ökoloigischen Ausgleichsfunktionen sowie 
deren Schutz- und Wohlfahrtsfunktionen, 

2.) die Vernetzung des Landschaftsraumes und 
3.) die von ihnen geprägte Charakteristik des Landschaftsbildes nachhaltig gesichert werden und 
4.) ausgehend von den regionalen Grünzonen eine Weiterentwicklung des bestehenden 

Biotopverbunden erfolgt, 
wesentlich beeinträchtigt. 
 
 
Aufgrund der Errichtung der gesamten technischen Infrastruktur wird eine Wiederaufnahme der 
Dorfgebietsfläche und Erweiterung der Widmung im Bereich der bestehenden Wohngebäude (* 16, *17) 
in westlicher Richtung von Seiten der Gemeinde Haibach ob der Donau angestrebt. 
 
Im Weiteren will die Gemeinde Haibach ob der Donau die Entwicklung der Dörfer bzw. der dörflichen 
Siedlung, die nicht rein agrarisch strukturiert sind, fördern und diese moderat vergrößern. 
Die Bewirtschaftung der noch verbleibenden landwirtschaftlichen Betriebe soll natürlich nicht 
unzumutbar beeinträchtigt bzw. gehindert werden. 
Dies gilt für alle Ortschaftsbereiche im Gemeindegebiet Haibach ob der Donau, um diese nicht 
aussterben zu lassen, nachdem die Haupterwerbslandwirtschaften nach und nach aufgelassen werden. 
 
Durch die Errichtung von zusätzlichen Neuwidmungsflächen entstehen zusätzliche Anschlüsse an die 
Ortswasserleitung und Ortskanalisation und damit kann eine Erhöhung der Einnahmen durch die 
Aufschließungsgebühren und der Kanal- und Wassergebühren die Situation der wirtschaftlich sehr 
schwachen Gemeinde Haibach ob der Donau gefördert werden. Die Gemeinde Haibach ist eine 
Abgangsgemeinde und eine Einwohnersteigerung ist im öffentlichen Interesse. 
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Landwirtschaftskammer für OÖ., vom 21.7.2016, Ing. Jungreuthmayer – Einwendung 
Entstehung eines Siedlungssplitter – daher negativ zu beurteilen. Nutzungskonflikte! 
Steil abfallende Hangfläche, es müssten große Vorkehrungen getroffen werden, um die 
Oberflächenwässer entsprechend zu retenieren. 
 
Zur Stellungnahme der Landwirtschaftskammer für OÖ.:: 
 
Es entsteht durch die Neuwidmung kein neuer Siedlungssplitter und keine heranrückende Bebauung, 
weil bereits Objekte (Wohnhäuser, Landwirtschaften) die Ortschaft prägen. 
Eine Durchmischung von Wohnhäusern und Landwirtschaften, die in der Widmung Dorfgebiet zulässig 
sind, ist bereits Bestand. 
Auf die Stellungnahme der Abteilung Grund- und Trinkwasserwirtschaft – DI Inges und die Ausführung 
im künftigen Bebauungsplan wird verwiesen. 
 
 
 
 
 
Ortsplaner Architekt Dipl.-Ing. Erich Deinhammer teilt mit, dass aus Sicht der Ortsplanung die 
Flächenwidmungsplan Änderung Nr. 3.21 inkl. Änderung des ÖEK´s Nr. 1.08 weiterhin positiv 
angesehen wird. 
 
 
 
 
 
 
 
BERATUNG: 
 
Erwin Schönhuber ist der Meinung, dass die Gemeinde schon hinter der Umwidmung stehen muss.  
 
Ing. Josef Habringer sagt, dass in Hinterberg sowohl Ortskanal und Wasserleitung vorhanden sind und 
daher eine Umwidmung möglich sein müsste. 
 
 
 
ANTRAG: 
 

Der Vorsitzende stellt den Antrag, den Flächenwidmungsplan Nr. 3, Änderung Nr. 21 „Hinterberg“ und 
das Örtliche Entwicklungskonzept Nr. 1, Änderung Nr. 8 zu beschließen.  

 

 

BESCHLUSS: 
 

Der Antrag des Vorsitzenden wird von den Mitgliedern des Gemeinderates durch Erheben der Hand 
einstimmig beschlossen.  

 

 

 

 



[Hier eingeben] 
 

TOP 02 BAU-, STRASSENBAU- und 
FLÄCHENWIDMUNGSPLANANGELEGENHEITEN  

 
 

c) Vergabe eines Straßennamens für die neue Siedlung „Haibach Süd“ 
 
 

BERICHT DES VORSITZENDEN: 
 
Der Vorsitzende berichtet, dass die Gemeinde in den Gemeindenachrichten 4/2016 einen Aufruf an die 
Bevölkerung gemacht hat, einen passenden Straßennamen für die neue Siedlung „Haibach Süd“ zu 
finden. Gleichzeitig wurden auch die neuen Grundbesitzer angeschrieben und ersucht, Vorschläge 
einzubringen. Es sind einige Vorschläge am Gemeindeamt eingelangt, die in der Bauausschusssitzung 
vom 7. September 2016, gemeinsamen mit den eingeladenen zukünftigen Bewohnern, besprochen 
wurden. 
In einer Diskussion und durchgeführten Abstimmung wurde eine Reihung erstellt, die dem Gemeinderat 
als Vorschlag nun vorliegt und zwar: 
 

Im Kleefeld  11 Nennungen 
Südhang    8 Nennungen 
Am Südhang    7 Nennungen 
Panoramastraße   2 Nennungen 
Sandgrube    1 Nennung 
Südblick    1 Nennung 
 

 
ANTRAG  DES VORSITZENDEN: 
 

Der Vorsitzende stellt den Antrag, den Straßennamen „Im Kleefeld„ für die neue Siedlung Haibach Süd 
zu vergeben und den Grundstücken die Hausnummern, wie nachstehend angeführt, zuzuweisen. 

Die nachstehend angeführten Bauparzellen erhalten daher folgenden Straßenbezeichnung: 
 
Parzelle 20/14 – Andreas Unterberger - Im Kleefeld 1 
Parzelle 29 – Dietmar Maier   Im Kleefeld 2 
Parzelle 20/13 – Frei     Im Kleefeld 3 
Parzelle 20/6 – Elisabeth Schächle -  Im Kleefeld 4 
Parzelle 20/12 – Fabian Hofer  Im Kleefeld 5 
Parzelle 20/5 – Claudia Schönhuber  Im Kleefeld 6 
Parzelle 20/11 – Frei     Im Kleefeld 7 
Parzelle 20/4 – Frei    Im Kleefeld 8 
Parzelle 20/10 – Christian Schildberger Im Kleefeld 9 
Parzelle 20/3 – Frei     Im Kleefeld 10 
Parzelle 20/9 – Frei     Im Kleefeld 11 
Parzelle 20/2 – Thomas Bürger  Im Kleefeld 12 
Parzelle 20/8 – Katharina Tiesler  Im Kleefeld 13 
Parzelle 20/1 – Sarah Stadler  Im Kleefeld 14 
Parzelle 20/7 – Edwin Auinger  Im Kleefeld 15 
 

BESCHLUSS: 
 

Der Antrag des Vorsitzenden wird von den Mitgliedern des Gemeinderates durch Erheben der Hand 
einstimmige beschlossen. 
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TOP 02 BAU-, STRASSENBAU- und 
FLÄCHENWIDMUNGSPLANANGELEGENHEITEN  

 
 

d) Burgruine Stauf - Rechtsbeistand 
 
 

BERICHT DES VORSITZENDEN: 
 
Der Vorsitzende berichtet, dass die Hofmannsche Forstverwaltung im Frühjahr 2016 den Weg von St. 
Agatha kommend in Richtung Burgruine Stauf abgesperrt hat. Aus forsttechnischen Gründen wurde die 
Forststraße im Bereich der Einmündung öffentlicher Weg St. Agatha umgelegt, weil es immer Probleme 
mit Holztransporten gab. Die Naturschutzauflage war, den alten Straßenverlauf wieder aufzuforsten. Um 
diese Aufforstung gegen Wildverbiss zu schützen, wurde eine Einzäunung vorgenommen.  
Der Wanderweg wurde mit einer Beschilderung zum öffentlichen Weg der Gemeinde Haibach, der von 
der Talstation des Schilift kommt, umgeleitet. Zahlreiche Wanderer und die Bevölkerung von St. Agatha 
sind über diese Sperre verärgert und haben den Unmut an Bürgermeister Franz Weißenböck 
herangetragen.  
Am 30. März 2016 fand auf der Gemeinde St. Agatha ein Gespräch mit Oberförster Ing. Renner statt. An 
dieser Besprechung nahmen beide Bürgermeister und Amtsleiter teil. Hier wurde darauf hingewiesen, 
dass der Verein, durch umfassende Sanierungsarbeiten, die Burgruine Stauf vor dem Verfall gerettet 
hat. Es ist viel öffentliches Geld und zahlreiche freiwillige Arbeitsleistungen der Gemeinde in das Projekt 
geflossen. Die Verlegung des Weges kann nicht zur Kenntnis genommen werden.  
Oberförster Ing. Renner teile uns mit, dass Frau Hofmann nicht verhindern will, dass Besucher zur 
Burgruine Stauf kommen. Die Umleitung auf den Weg von Haibach ist nicht viel länger und daher als 
zumutbar anzusehen. Die Hofmannsche Forstverwaltung will eine Kanalisierung der Besucher auf 
weniger Wege um zugunsten des Haselwildes mehr Ruhe in den Wald zu bringen. Erholungswert und 
Begehbarkeit werden nicht eingeschränkt. Beide Seiten wollen nach Möglichkeit einen Rechtsstreit 
vermeiden. Oberförster Ing. Renner wird das Besprechungsergebnis Frau Hofmann mitteilen.  
Nach diesem Gespräch hat es keine Rückmeldung von Frau Hofmann gegeben.  
Am 12. Mai 2016 wurde daher von beiden Gemeinden ein Schreiben an Landeshauptmann Dr. 
Pühringer gerichtet, in welchem um Unterstützung ersucht wurde. Landeshauptmann Dr. Pühringer hat 
an Frau Hofmann ein Schreiben gerichtet und darauf hingewiesen, dass es sich bei der Burgruine Stauf 
um ein wichtiges Kulturgut und touristisches Ziel in unserem Bundesland handelt, das mit öffentlichen 
Mitteln und viel ehrenamtlicher Arbeit vor dem sicheren Verfall gerettet wurde. Er ersucht Frau Hofmann, 
mit den Vertretern der Gemeinden St. Agatha und Haibach sowie mit dem Verein zur Rettung und 
Erhaltung der Burgruine Stauf in Verbindung zu treten und das Gespräch zu suchen. 
Am 12. Juli 2016 hat die Gemeinde ein Schreiben von Rechtsanwalt Dr. Bruckner, dem Rechtsvertreter 
von Frau Hofmann, erhalten. Dieser weist darauf hin, dass durch den Kauf der Liegenschaft die 
Nutzungsvereinbarung mit Herrn Dr. Dreihann-Holenia automatisch erloschen ist. Frau Hofmann wird 
nach reiflicher Überlegung keine neue Vereinbarung mehr abschließen. Frau Hofmann wird für die 
Instandhaltung und Betreuung der Burgruine selbst Sorgen. Den Wanderern und Besuchern ist natürlich 
der Zutritt zu der Burgruine Stauf bis auf Widerruf zu Besichtigungszwecken gestattet. Frau Hofmann 
bedankt sich bei sämtlichen Mitgliedern des Vereins für die geleisteten Arbeiten zur Erhaltung der 
Burgruine. 
Mit Schreiben vom 18.7.2016 hat Frau Hofmann dem Landeshauptmann geantwortet. Sie verweist auf 
die automatische Auflösung der Benützungsvereinbarung durch den Kauf. Ihr neuer Nutzungsvertrag 
wurde von den zwei Bürgermeistern und dem Verein abgelehnt. Die Ruine ist weiterhin für Jeden 
zugänglich. Die Forststraße wurde im Zuge einer behördlichen Zusammenarbeit mit der Naturschutz- 
und Forstbehörde umtrassiert. Im Auftrag der Forstbehörde wurde die rückgebaute Trasse mit 
standortangepassten Baumarten aufgeforstet. Der Umweg nimmt lediglich 5 Gehminuten in Anspruch. 
Die Absperrung des Holzlagerplatzes in der Nähe der Aschachtalstraße wurde aufgrund von 
Gefahrensituationen (Lagerung von Rundholz und Hackmaterial, veranlasst. 
Frau Hofmann ist sich der Wichtigkeit der Erhaltung der Ruine bewusst. Es wurden von einem 
Kunstschmied sämtliche Fensterkreuze, zwei Balustraden und zwei Tore im dazu passenden Stil 
angefertigt, um insbesondere die Absturzsicherheit der Besucher zu gewährleisten. 
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Da Frau Hofmann bisher kein Gespräch mit den Gemeinden und dem Verein gesucht hat, soll nun 
abgeklärt werden, ob rechtliche Schritte bezüglich der Sperre des Wanderweges von St. Agatha 
kommend möglich sind. 
Für die Bevollmächtigung eines Anwaltes ist ein GR-Beschluss erforderlich.  
Die Gemeinde St. Agatha hat bereits einen Beschluss gefasst.  
 
 
 

ANTRAG  DES VORSITZENDEN: 
 

Der Vorsitzende stellt den Antrag, einen Rechtsanwalt zur Beratung und eventuellen Vertretung in einem 
Verfahren zu beauftragen.  

 

BESCHLUSS: 
 

Der Antrag des Vorsitzenden wird von den Mitgliedern des Gemeinderates durch Erheben der Hand 
einstimmige beschlossen. 
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TOP 03 FINANZANGELEGENHEITEN 

 

a) BH. Eferding – Prüfbericht zum Rechnungsabschluss 2015 - Kenntnisnahme 
 

 

BERICHT DES VORSITZENDEN: 
 
Der Vorsitzende berichtet, dass der vom Gemeinderat am 31. März 2016 beschlossene 
Rechnungsabschluss des Jahres 2015 im Sinne der Bestimmungen des § 99 Abs. 2 Oö. 
Gemeindeordnung 1990 einer Prüfung durch die Bezirkshauptmannschaft Eferding unterzogen wurde. 
Der Rechnungsabschluss wurde auf Sparsamkeit, Wirtschaftlichkeit und Zweckmäßigkeit überprüft. Der 
nachstehende Prüfbericht wird dem Gemeinderat somit zur Kenntnis gebracht. 
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ANTRAG: 
 

Der Vorsitzende stellt den Antrag, den Bericht der Bezirkshauptmannschaft Eferding, über die Prüfung 
des Rechnungsabschlusses 2015, zur Kenntnis zu nehmen. 

 

BESCHLUSS: 
 

Der Antrag des Vorsitzenden wird von den Mitgliedern des Gemeinderates durch Erheben der Hand 
einstimmig beschlossen. 
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TOP 03 FINANZANGELEGENHEITEN 

 

b) Straßenbauprogramm 2016-2018 - Finanzierung 
 
 
 

BERICHT DES VORSITZENDEN: 
 

Der Vorsitzende berichtet, dass der Bauausschuss in seiner Sitzung vom 3. Dezember 2015 ein 
Straßenbauprogramm für die Periode 2016-2025 erarbeitet hat. Der Gemeinderat hat diesem 
Straßenbauprogramm in seiner Sitzung vom 16. Dezember 2015 die Zustimmung erteilt. 
 
Mit Schreiben vom 11. Juli 2016, Bau-209/2016 wurde beim Land OÖ. um Bedarfszuweisungsmittel 
angesucht. Seitens des Landes OÖ. liegt nun für das Straßenbauprogramm 2016-2018 ein 
Finanzierungsvorschlag vor. 
 
Folgende Straßen sollen in diesen 3 Jahren neugebaut bzw. saniert werden und zwar: 
 
2016: Siedlungsstraße Haibach Süd Neubau 
 Witzeneder-Siedlung   Asphaltierung 
 Lindenstraße    Asphaltierung 
 
2017: Siedlungsstraße Wiesing  Asphaltierung 
 Zufahrt Gaisbauer    Asphaltierung 
 
2018: Neue Siedlung Komas  Neubau 
 Siedlungsstraße Dorf   Neubau 
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ANTRAG DES VORSITZENDEN: 
 

Der Vorsitzende stellt den Antrag, den Finanzierungsplan für das Straßenbauprogramm 2016 bis 2018 
zu beschließen. 

 

BESCHLUSS: 
 

Der Antrag des Vorsitzenden wird von den Mitgliedern des Gemeinderates durch Erheben der Hand 
einstimmig beschlossen. 
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TOP 03 FINANZANGELEGENHEITEN 

 

c) ABA 05 - Auftragsvergabe Siedlung Haibach Süd 
 
 
 

BERICHT DES VORSITZENDEN: 
 

Der Vorsitzende berichtet, dass heuer im Herbst mit den Kanalbauarbeiten bei der neuen Siedlung 
Haibach Süd begonnen werden soll. Da die Straßenmeisterei Peuerbach die Landesstraße im Bereich 
zwischen Gemeindeamt und Pumpstation Reith sanieren wird, sind ebenfalls alle Kanal- und 
Wasserleitungen in diesem Bereich zu erneuern.  
Die Ausschreibungsunterlagen wurden von Ing. Klaus Sandberger erstellt und an 8 Firmen versandt 
Alle 8 Firmen haben fristgerecht ein Angebot abgegeben. Die Angebotseröffnung fand am 11. August 
2016 statt. Ing. Sandberger hat die Angebote geprüft und folgenden Vergabevorschlag erstellt: 
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Dieser Vergabevorschlag wurde auch an das Land Oö., Abt. OGW-AW zur Prüfung der Unterlagen und 
Zustimmung der Vergabe versandt.  
 
 
 
 

ANTRAG DES VORSITZENDEN: 
 

Der Vorsitzende stellt den Antrag, den Auftrag für die Kanalarbeiten, vorbehaltlich der Zustimmung durch 
das Land Oberösterreich, an die Firma Teerag-Asdag, Pummererstraße 17, 4020 Linz zu vergeben. 

 

BESCHLUSS: 
 

Der Antrag des Vorsitzenden wird von den Mitgliedern des Gemeinderates durch Erheben der Hand 
einstimmig beschlossen. 
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TOP 03 FINANZANGELEGENHEITEN 

 

d) Kleinlöschfahrzeug-Logistik – Aufnahme eines Bankdarlehen 
 
 
 

BERICHT DES VORSITZENDEN: 
 

Der Vorsitzende berichtet, dass in der Gemeinderatssitzung vom 27. Mai 2011 der Grundsatzbeschluss 
über die Anschaffung eines neuen Feuerwehrfahrzeuges gefasst wurde. In der Gemeinderatssitzung 
vom 19. August 2015 wurde der Finanzierungsplan des Landes Oö. vom 28. Mai 2015 beschlossen. In 
diesem Finanzierungsplan ist vorgesehen, dass die Gemeinde ein Bankdarlehen in Höhe von € 39.640,- 
aufnehmen muss. Für das Darlehen ist eine Laufzeit von 10 Jahren vorzusehen. 

Mit Schreiben vom 24. August 2016 wurden 4 Bank eingeladen ein Angebot für ein Bankdarlehen zu 
erstellten. Die Abgabefrist ist am Freitag, den 9.9.2016 abgelaufen. Folgende Angebote sind eingelangt: 

 
Raiffeisenbank Region Eferding:   
 
Laufzeit: 1.10.2016 – 30.9.2026 
 
variable Verzinsung:           - 0,00 % 
             + 0,89 % Aufschlag 

 0,89 % - Zinssatz derzeit 
 
Rückzahlung: 20 Halbjährliche Kapitalraten € 1.982,-  
 
Halbjährliche Anpassung an den 6-Monats-Satz-EURIBOR, jeweils am 1.1. und 1.7. jeden Jahres. 
Sollte der Indikator (6-Monats-EURIBOR) unter einem Wert von 0 % liegen, wird als Indikator für die 
Zinsanpassung ein Wert von Null herangezogen. 
Keine Bearbeitungsgebühr 
Keine Kontoführungsgebühr  
 

 
Volksbank Oberösterreich:   
 
Laufzeit: 1.10.2016 – 30.9.2026 
 
variable Verzinsung:      -  0,00 % 

+ 1,32 % Aufschlag  
   1,32 % - Zinssatz derzeit 

 
Rückzahlung: 20 Halbjährliche Kapitalraten € 2.124,18  
 
Die Zinsbindung wird auf Basis des angeführten Indikators vereinbart. 
Sollte dieser Indikator auf einen Wert unter 0 % fallen, gilt für die Zinsanpassung der Indikator mit einem 
Wert von 0 %. 
Keine Bearbeitungsgebühr 
Keine Kontoführungsgebühr  

 
 

Landesbank: kein Angebot abgegeben 
 

Sparkasse: kein Angebot abgegeben 
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ANTRAG DES VORSITZENDEN: 
 

Der Vorsitzende stellt den Antrag, das Bankdarlehen in Höhe von € 39.640,- an die Raiffeisenbank 
Region Eferding zu vergeben. 

 

BESCHLUSS: 
 

Der Antrag des Vorsitzenden wird von den Mitgliedern des Gemeinderates durch Erheben der Hand 
einstimmig beschlossen. 
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TOP 04 UMWELTANGELEGENHEITEN 

 

a) Änderung der Wassergebührenordnung 
 
 
 

BERICHT DES VORSITZENDEN: 
 

Der Vorsitzende berichtet, dass in der Sitzung des Gemeinderates vom 16.12.2009 beschlossen wurde, 
dass die Grundgebühr ab 1.1.2010 auch die Zählermiete für den 1. Wasserzähler beinhaltet. Die 
Wassergebührenordnung wurde an den Beschluss nicht angepasst. Darum soll nun nachstehende 
Abänderungsverordnung erlassen werden: 
 
 
 
 

V E R O R D N U N G 
 

des Gemeinderates der Gemeinde Haibach ob der Donau vom 14. September 2016, mit der 
nachstehende Bestimmungen der Wassergebührenordnung vom 3.6.2003, wie folgt abgeändert werden 
(5. Abänderungsverordnung): 
 

§ 1 
 
Der § 4 Abs. 4 der Wassergebührenordnung wird aufgehoben. 
 
 

§ 2 
 

Diese Verordnung tritt mit dem auf den Ablauf der Kundmachungsfrist folgenden Tag in Kraft. 
 
       
           Der Bürgermeister: 
 
 
 
 
 

ANTRAG DES VORSITZENDEN: 
 

Der Vorsitzende stellt den Antrag, die Abänderung der Wassergebührenordnung wie vorhin besprochen 
zu beschließen. 

 

BESCHLUSS: 
 

Der Antrag des Vorsitzenden wird von den Mitgliedern des Gemeinderates durch Erheben der Hand 
einstimmig beschlossen. 
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TOP 04 UMWELTANGELEGENHEITEN 

 

b) Erlassung einer neuen Wasserleitungsordnung 
 
 
 

BERICHT DES VORSITZENDEN: 
 

Der Vorsitzende berichtet, dass am 1. April 2015 das OÖ. Wasserversorgungsgesetz in Kraft getreten 
ist. Die Überarbeitung des (geltenden, auf das Jahr 1956 zurückgehenden) Oö. 
Wasserversorgungsgesetzes wurde erforderlich, da sich bei Überprüfung hinsichtlich der in der 
Landesstrategie „Zukunft Trinkwasser“ festgelegten Ziele folgender Anpassungs- bzw. Änderungsbedarf 
ergab: 
 

- Angleichung mit den Bestimmungen des Oö. Abwasserentsorgungsgesetzes 2001 im 
Zusammenhang mit dem Anknüpfungsobjekt der Anschlussverpflichtung (Objekt anstelle des 
Grundstücks), 

- Angleichung mit den Bestimmungen des Oö. Abwasserentsorgungsgesetzes 2001 im 
Zusammenhang mit der Durchsetzung der Anschlussverpflichtung, 

- Begriffsschärfung in Bezug auf diejenigen Wasserversorgungsanlagen und deren konkrete 
Leitungsbestandteile, an die ein gesetzlicher Anschlusszwang besteht, 

- Begriffliche Trennung von Anschluss- und Bezugszwang, 
- Erweiterte Möglichkeiten der Erlangung einer Ausnahme vom Bezugszwang, 
- Aufnahme einer Bestimmung über die Einräumung von Zwangsrechten nach dem Vorbild des 

Oö. Abwasserentsorgungsgesetzes 2001, 
- Schaffung einer Ausnahme von der Anschlusspflicht für von Wassergenossenschaften 

versorgten Objekten, 
- gesetzliche Verankerung der organisatorisch neu geregelten Wasserschutzberatung, 
- bessere Strukturierung des Gesamtaufbaus des Gesetzes. 

 
In der derzeit gültigen Wasserleitungsordnung vom 3.6.2003 wird auf Paragraphen des alten OÖ. 
Wasserversorgungsgesetzes verwiesen, weshalb die bestehende Wasserleitungsordnung nun neu 
erlassen werden soll. 
 
 
 
 

V E R O R D N U N G 
 

des Gemeinderates der Gemeinde Haibach ob der Donau vom 14. September 2016, mit der eine 
Wasserleitungsordnung für die Wasserversorgungsanlage der Gemeinde Haibach ob der Donau 
erlassen wird. 
 
Aufgrund des § 9 Oö. Wasserversorgungsgesetz 2015, LGBl.Nr. 35/2015, und der §§ 40 und 43 der Oö. 
Gemeindeordnung 1990, LGB.Nr. 91/1990 idF LGBl.Nr. 41/2015, wird verordnet: 
 

§ 1 

Anwendungsbereich 

Diese Verordnung findet auf die im Gebiet der Gemeinde Haibach ob der Donau liegenden Anschlüsse 
an die Gemeinde-Wasserversorgungsanlage Haibach ob der Donau (im folgendem 
Wasserversorgungsanlage genannt) Anwendung. 
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§ 2 

Begriffsbestimmungen 

Im Sinn dieser Verordnung bedeutet: 
 
1. Anschlussleitung: Wasserleitung, welche das Wasser von der Versorgungsleitung eines 

Wasserversorgungsunternehmens bis zur Übergabestelle an die Verbraucherin bzw. den Verbraucher 

einschließlich des Absperrventils liefert. Sind mehrere – auf demselben Grundstück befindliche – 

Gebäude direkt miteinander durch eine Wasserleitung verbunden, gilt auch diese Verbindungsleitung 

zwischen den Übergabestellen der einzelnen Gebäude als Anschlussleitung. Weist ein Gebäude keine 

Übergabestelle auf, endet die Anschlussleitung an der Außenkante dieses Gebäudes. 

2. Hauptleitung: Wasserleitung mit Hauptverteilfunktion innerhalb eines Versorgungsgebietes, 

üblicherweise ohne direkte Verbindung zum Verbraucher (siehe ÖNORM EN 805). 

3. Transportleitung: entspricht der Hauptleitung und der Zubringerleitung gemäß ÖNORM EN 805 

(siehe ÖNORM B 2538). 

4. Übergabestelle: Hauptabsperrhahn; eine Wasserentnahme vor der Übergabestelle (z.B. durch 

Hydranten) ist nur mit Zustimmung der Betreiberin bzw. des Betreibers der Wasserversorgungsanlage 

unter den von ihr oder ihm zu bestimmenden Bedingungen zulässig. 

5. Verbrauchsleitung: Wasserleitung nach der Übergabestelle, bzw. bei Fehlen der Übergabestelle die 

Wasserleitung innerhalb der Außenkante des Gebäudes. 

6. Versorgungsleitung: Wasserleitung, die die Hauptleitung mit der Anschlussleitung verbindet (siehe 

ÖNORM EN 805). 

7. Zubringerleitung: Wasserleitung, welche Wassergewinnung(en), Wasseraufbereitungsanlage(n), 

Wasserbehälter und/oder Versorgungsgebiet(e) verbindet, üblicherweise ohne direkte Verbindung zum 

Verbraucher (siehe ÖNORM EN 805). 

 

 

§ 3 

Verbrauchsleitung 

Verbrauchsleitungen sind nach der ÖNORM B 2531, Teil 1, herzustellen. Gemäß Punkt 4.2. dieser 

ÖNORM ist die Verbindung von Trinkwasserleitungen verschiedener Versorgungssysteme unzulässig. 

Eine Verbindung ist auch dann als gegeben anzusehen, wenn zwischen den Systemen Blindbleche, 

Absperrschieber oder ähnliche Einrichtungen eingebaut sind. Ist die Zusammenführung von Trinkwasser 

aus der öffentlichen Anlage mit Wasser aus einem sonstigen System unbedingt erforderlich, so ist dies 

nur über freie Ausläufe in einen Zwischenbehälter zulässig. Innenleitungen müssen einschließlich aller 

angeschlossenen Geräte für den maximalen Versorgungsdruck im Netz der Versorgungsleitung 

geeignet sein. 
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§ 4 

Anschluss an die Gemeinde-Wasserversorgungsanlage 

 

(1) Die Herstellung und Instandhaltung der Anschlussleitung obliegt – sofern im Einzelfall nicht etwas 

anderes vereinbart wird – der Betreiberin bzw. dem Betreiber der Wasserversorgungsanlage. Die 

Veranlassung der Herstellung obliegt jedoch der Eigentümerin bzw. dem Eigentümer des Objekts 

im Sinn des § 5 Abs. 3 zweiter Satz Oö. Wasserversorgungsgesetz 2015. 

 

(2) Die gesamten Kosten für die Errichtung und Instandhaltung der Anschlussleitung und sämtlicher 

dazugehöriger Einrichtungen (wie insbesondere Drucksteigerungseinrichtungen, Wasserzähler 

und Hauptabsperrventil) und auch die Kosten für die Wiederherstellung von bestehenden 

Anlagen, die im Zuge der Anschlusserrichtung beeinträchtigt wurden, sind von der Eigentümerin 

bzw. dem Eigentümer des Objektes zu tragen. Eine abweichende privatrechtliche Vereinbarung 

ist nicht zulässig. 

 

(3) Die Verbrauchsleitung (§ 3) ist auf Kosten der Eigentümerin bzw. des Eigentümers des Objektes 

herzustellen und zu erhalten. Eine abweichende privatrechtliche Vereinbarung ist nicht zulässig. 

 

 

§ 5 

Wasserbezug 

 

(1) Vor dem Anschluss eines Objekts an die Wasserversorgungsanlage hat die Eigentümerin bzw. 

der Eigentümer des Objekts an die Betreiberin bzw. den Betreiber der Wasserversorgungsanlage 

eine Anzeige über den voraussichtlichen täglichen Wasserverbrauch zu erstatten. Ergibt sich in 

der Folgezeit eine wesentliche Änderung des Wasserverbrauches, so ist dies der Betreiberin 

bzw. dem Betreiber der Wasserversorgungsanlage im Vorhinein anzuzeigen. 

(2)  Ein über den Bedarf hinausgehender Wasserverbrauch (Wasserverschwendung) ist untersagt. 

(3) Wird eine Ausnahme von der Bezugspflicht gemäß § 7 Oö. Wasserversorgungsgesetz 2015 

gewährt, muss von der Eigentümerin bzw. dem Eigentümer des Objekts sichergestellt werden, 

dass die Anschlussleitung gänzlich von Wasser entleert ist (Stilllegung), um hygienische 

Beeinträchtigungen im Versorgungsnetz zu vermeiden. Der Zeitpunkt der faktischen 

Inanspruchnahme der Ausnahme von der Bezugspflicht ist der Betreiberin bzw. dem Betreiber 

der Wasserversorgungsanlage im Vorhinein anzuzeigen. 

(4) Wird die Ausnahme von der Bezugspflicht faktisch nicht mehr in Anspruch genommen und daher 

wieder Wasser aus der Wasserversorgungsanlage entnommen, hat dies die Eigentümerin bzw. 

der Eigentümer des Objekts der Betreiberin bzw. dem Betreiber der Wasserversorgungsanlage 

im Vorhinein anzuzeigen. Die Eigentümerin bzw. der Eigentümer des Objekts hat vor 
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Inbetriebnahme der Anschlussleitung durch geeignete Maßnahmen (z.B. durch ausreichendes 

Spülen) sicherzustellen, dass das Wasser in der Anschlussleitung über ausreichende Qualität 

verfügt. 

 

 

 

§ 6 

Wasserzähler 

 

(1) Der Wasserbezug ist durch Wasserzähler zu messen. Für den Anschluss stellt die Betreiberin 

bzw. der Betreiber der Wasserversorgungsanlage einen Wasserzähler bei, der im Eigentum der 

Betreiberin bzw. des Betreibers der Wasserversorgungsanlage verbleibt. 

(2) Die Eigentümerin bzw. der Eigentümer stellt der Betreiberin bzw. dem Betreiber der 

Wasserversorgungsanlage einen geeigneten Raum für den Wasserzähler unentgeltlich zur 

Verfügung. 

(3) Der Ein- und Ausbau der Wasserzähler darf nur von der Betreiberin bzw. dem Betreiber der 

Wasserversorgungsanlage vorgenommen werden. Änderungen am Wasserzähler sind untersagt. 

(4) Jeder am Wasserzähler wahrgenommene Fehler ist der Betreiberin bzw. dem Betreiber der 

Wasserversorgungsanlage von der Eigentümerin bzw. dem Eigentümer des Objekts zu melden. 

(5) Der Wasserzähler ist gegen Beschädigung, Verschmutzung, Frost und andere schädliche 

Einwirkungen zu schützen. 

(6) Der Wasserzähler sowie alle in unmittelbarer Verbindung mit dem Wasserzähler stehenden 

sonstigen Einrichtungen (z.B. Wasserzählergarnitur mit Absperrventilen und 

Rückflussverhinderer) müssen für den Einbau, die Instandhaltung und den Austausch leicht 

zugänglich und erforderliche Arbeiten gefahrlos durchführbar sein. 

 

 

§ 7 

Beschränkung des Wasserbezugs 

 

(1) Wenn es öffentliche Interessen erfordern, kann die Betreiberin bzw. der Betreiber der 

Wasserversorgungsanlage den Wasserbezug im erforderlichen Umfang beschränken. 

(2) Im öffentlichen Interesse liegt eine Beschränkung des Wasserbezugs, wenn etwa 

a) wegen Wassermangels auf andere Weise der notwendige Wasserbedarf der an die 

Wasserversorgungsanlage angeschlossenen Verbraucherinnen und Verbraucher nicht 

befriedigt werden könnte; in diesem Zusammenhang ist die Betreiberin bzw. der Betreiber der 

Wasserversorgungsanlage berechtigt, zur Koordinierung von Pollbefüllungen und dergleichen 

Zonenpläne oder ähnliches zu erarbeiten, die für diese Zwecke die Wasserentnahme 

reglementieren; 
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b) solche Schäden an der Wasserversorgungsanlage auftreten, die eine Beschränkung des 

Wasserbezugs erforderlich machen; 

c) Arbeiten an der Wasserversorgungsanlage oder andere Arbeiten im Bereich dieser Anlage 

eine vorübergehende Beschränkung des Wasserbezugs notwendig machen; 

d) sie im Zuge einer Brandbekämpfung erforderlich wird. 

 

(3) Während einer Brandbekämpfung, die eine Wasserentnahme aus der Anlage erforderlich macht, 

ist der Wasserbezug für andere Zwecke auf das unumgängliche Mindestmaß zu beschränken. 

(4) Sollte die Betreiberin bzw. der Betreiber der Wasserversorgungsanlage durch höhere Gewalt, 

andere unabwendbare Ereignisse zur Abwendung von Gefahren oder zur Durchführung 

betriebsnotwendiger Arbeiten ganz oder teilweise an der Wassergewinnung oder –fortleitung 

gehindert oder durch behördliche Anordnungen dazu gezwungen sein, ruht die Versorgung bis 

zur Beseitigung dieser Hindernisse. 

 

 

 

§ 8 

Pflichten der Eigentümerin und des Eigentümers des Objekts 

 

(1) Die Eigentümerin bzw. der Eigentümer des Objekts ist verpflichtet, die Verbrauchsleitung so 

instandzuhalten, dass sie jederzeit der ÖNORM B 2531 entspricht. Auftretende Schäden sind 

sobald wie möglich zu beheben. 

(2) Die Eigentümerin bzw. der Eigentümer des Objekts hat Schäden, die eine vorübergehende 

Sperrung der Wasserzufuhr erforderlich machen (z.B. Rohrbruch), der Betreiberin bzw. dem 

Betreiber der Wasserversorgungsanlage unverzüglich anzuzeigen. 

(3) Die Eigentümerin bzw. der Eigentümer des Objekts ist verpflichtet, die Anschlussleitung, den 

Wasserzähler und die Verbrauchsleitung jederzeit, außer zur Unzeit, durch Organe der 

Gemeinde überprüfen zu lassen. Die Instandhaltung bzw. der Austausch der Anschlussleitung 

und des Wasserzählers ist jederzeit, außer zur Unzeit, zu dulden. 

(4) Änderungen im Eigentum des angeschlossenen Objekts hat die neue Eigentümerin bzw. der 

neue Eigentümer des Objekts der Gemeinde bzw. der Betreiberin bzw. dem Betreiber der 

Wasserversorgungsanlage anzuzeigen. 

(5) Die Anbringung von Hinweisschildern für Armaturen, Hydranten, Versorgungs- und 

Anschlussleitungen auf Anlagen, Zäunen und Objekten ist von der Eigentümerin bzw. vom 

Eigentümer des Objekts unentgeltlich zu dulden. 

(6) Die Weiterleitung von Wasser auf andere Grundstücke ist verboten. Bei Grundstücksteilungen 

sind für neu entstandene Grundstücke eigene Anschlüsse an die Versorgungsleitung 

herzustellen. 
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(7) Die Eigentümerin bzw. der Eigentümer des Objekts hat alles zu vermeiden, was schädliche 

Rückwirkungen auf die Wasserversorgungsanlage nach sich ziehen könnte. 

 

 

§ 9 

Strafbestimmung 

 

Übertretungen dieser Wasserleitungsordnung werden nach § 13 Z. 3 des Oö. 

Wasserversorgungsgesetzes 2015 bestraft. 

 

 

§ 10 

Inkrafttreten 

 

Die Wasserleitungsordnung tritt mit dem auf den Ablauf der Kundmachungsfrist folgenden Tag in 

Kraft; gleichzeitig tritt die Wasserleitungsordnung vom 3. Juni 2003 außer Kraft. 

 

 

         Der Bürgermeister: 

 

 

  

 

ANTRAG: 
 

Der Vorsitzende stellt den Antrag, die neue Wasserleitungsordnung zu beschließen. 

 

BESCHLUSS: 
 

Der Antrag des Vorsitzenden wird von den Mitgliedern des Gemeinderates durch Erheben der Hand 
mehrheitlich beschlossen. 

Michael Hofer, Claudia Nürnberger und Alfred Gaisbauer sprechen sich gegen den Antrag aus. 
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TOP 05 ALLFÄLLIGES 
 

 
Errichtung einer Telekommunikationsanlage 
Der Vorsitzende berichtet, dass dieses Thema schon vom Bauausschussobmann behandelt wurde. 
 
Ankauf eines neuen Traktors 
Der Vorsitzende berichtet, dass die Gemeinde ein Ansuchen bei LR Hieglsberger eingebracht hat und 
um einen neuen Traktor ersucht. Hier wurde grundsätzlich eine Zustimmung erteilt, wenn die Gemeinde 
den alten Unimog und Traktor ausscheidet. Es müssen 2 Angebote eingeholt und die Finanzierung 
abgeklärt werden. Der Verkauf der beiden Fahrzeuge müsste als Eigenmittel eingesetzt werden. Der 
neue Traktor soll ausgestattet sein, dass er auch im Winterdienst zur Schneeräumung eingesetzt 
werden kann. Markus Gahleitner sagt, dass auch er ein Angebot stellen würde.  
 
Umfahrung und Parkplatz Gasthaus Tilli 
Helmut Hinterberger fragt, bezüglich der Stellflächen für Autos, ob hier schon eine Planung besteht. 
Hierzu erklärt der Vorsitzende, dass die Straßenmeisterei Peuerbach die Steinmauer errichten wird. Hier 
wurden Arbeitsstunden vom Land OÖ. genehmigt. Die Kosten für das Material muss Herr Bumberger 
Peter übernehmen. Die Asphaltierung wird von der Gemeinde durchgeführt. Es wird sich um eine 
Einbahnstraße handeln. Dieser Bereich ist in das öffentliche Gut zu übergeben.   
 
Verlängerung Gehsteig Ortszentrum 
Ing. Johannes Kaindlstorfer möchte über den aktuellen Stand bei der Landesstraßenverbreiterung im 
Ortszentrum informiert werden. Hierzu erklärt der Vorsitzende, dass es nochmals ein Gespräch 
zwischen Frau Schröckeneder, Herrn Steinbock, dem Straßenmeister und der Gemeinde geben wird. 
Der Abriss des Schröckenederhauses wäre hier auch inkludiert. 
 
Energieberatung 
Ing. Josef Habringer fragt, ob die neuen Grundstückseigentümer eine Energieberatung erhalten. Ihm 
würde interessieren, wie eine solche Veranstaltung bei den Leuten angenommen wird. Hierzu teilt 
Andreas Hinterberger mit, dass die Grundeigentümer im November auch zum Energiesparabend 
eingeladen werden.  
 
Unternehmerin des Tages 
Andreas Hinterberger berichtet, dass Frau  Michaela Dattinger, Freundin von Franz Pointner, zur 
Oberösterreicherin des Tages in den OÖ. Nachrichten gewählt wurde. Dattinger veranstaltet mit ihren 
Freundinnen zum zweiten Mal die 24-Stunden-Wanderung über viele Berge zwischen Pyhrn und Priel, 
mit einem fernen Ziel vor Augen: den vom Erdbeben erschütterten Menschen in Nepal zu helfen.   
 
Stromversorgung Im Kleefeld 
Erwin Schönhuber fragt bezüglich Verlegung von Wasser- und Stromleitung Im Kleefeld. Hier hört man 
verschiedene Aussagen, dass es damit bis nächstes Jahr nichts wird. Einige Grundeigentümer wollen 
heuer noch beginnen, einige im Frühjahr 2017. Hier soll angeblich seitens der Gemeinde nichts getan 
werden.  
Hierzu erklärt der Vorsitzende, dass Ende September die provisorische Umleitungsstraße errichtet wird. 
Sollte es die Witterung zulassen, so wird auch noch heuer mit der Kanalleitung begonnen. Die Aussage, 
dass seitens der Gemeinde hier nichts unternommen wird ist eine Unterstellung. Andreas Hinterberger 
ist ebenfalls über diese Aussage sehr erstaunt. Am Mittwoch waren von 10 Grundbesitzern 8 bei der 
Bauausschusssitzung und es hat sich keiner diesbezüglich geäußert.  
 
Aktion Sicherer Schulweg 
Ing. Alexander Gaisbauer berichtet, dass im Rahmen der Aktion Sicherer Schulweg das 
Geschwindigkeitsmeßgerät bei der Volksschule aufgestellt wurde und weist auf die 30 km/h-
Beschränkung während der Schul- und Kindergartenzeit bzw. Nachmittagsbetreuung hin.  
 
Tafeln Achtung Kinder 
Ing. Mag. Markus Augdoppler bedankt sich beim Vorsitzenden für die aufgestellten Tafeln. 
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Genehmigung der Verhandlungsschrift über die letzte Sitzung: 

 
Gegen die während der Sitzung zur Einsicht aufgelegenen Verhandlungsschriften über die letzte Sitzung 
vom 8. Juni 2016 wurden keine Einwendungen erhoben. 
 

Nachdem die Tagesordnung erschöpft ist und sonstige Anträge und Wortmeldungen nicht mehr 
vorliegen, schließt der Vorsitzende die Sitzung um 22.00 Uhr. 
 
 
 
 
 
 
………………………………………………….  ……………………………………………………… 
Bgm. Franz Straßl     AL Thomas Peitl 
(Vorsitzender)      (Schriftführer) 
 
 
 

       
 

Der Vorsitzende beurkundet hiermit, dass gegen die vorliegende Verhandlungsschrift in der Sitzung vom 

……………………….. keine Einwendungen erhoben wurden. 

 
 
 
4083 Haibach, am …………….   Der Vorsitzende: 
 
 
 
 
           ____________________________________________ 
      Bürgermeister Franz Straßl 
 
 
 
Bestätigung über das ordnungsgemäße Zustandekommen der Verhandlungsschrift:   
       
Haibach, am …………….. 
 
Der Vorsitzende:      Für die ÖVP-Fraktion: 
 
 
 
………………………………………    …………………………………………… 
 
Für die SPÖ-Fraktion: 
 
 
 
………………………………………. 
 
 
 


